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            7Vorwort
            

         

         Die Karriere des politischen Autoritarismus im letzten Jahrzehnt wirft Fragen auf.
            Mit einer vergleichenden Studie zum autoritären Konstitutionalismus[1]  sollten einige von ihnen beantwortet werden. Den dort versammelten Autor*innen, insbesondere
            Helena Alviar García, Roberto Gargarella, Duncan Kennedy und Norman Spaulding, danke
            ich für intensive, lehrreiche Diskussionen. Dass sich aus meinem Aufsatz dort dieses
            Buch entwickelte, wäre ohne Klaus Günthers nachdrückliche Empfehlung und ohne unseren
            Gedankenaustausch auf dem Offenbacher Marktplatz der Ideen nicht jetzt, jedenfalls
            nicht so geschehen. Maximilian Pichl und Eric von Dömming haben das Projekt mehr als
            hilfskräftig unterstützt. Zudem hat Maximilian Pichl eine kritische Durchsicht auf
            sich genommen und eine Vielzahl von Änderungen angeregt. Während der Produktionsphase
            haben mir zahlreiche Kolleg*innen Gelegenheit für Testläufe gegeben; dankbar bin ich
            daher Armin von Bogdandy und seinem Team, Andreas Engelmann, Ratna Kapur, Hans Lindahl,
            Russell Miller, Horatia Muir Watt, Fernanda Nicola, Ulrich K. Preuß, Enno Rudolph,
            Peer Zumbansen und vor allem Uwe Volkmann. Für ihre spontane Bereitschaft, das Buch
            in die Reihe stw aufzunehmen, danke ich Eva Gilmer. Desgleichen Philipp Hölzing für
            das gründliche Lektorat des Manuskripts.
         

         Apropos Kolleg*innen: Im weiteren Verlauf werde ich die »Genderisierung« maßvoll,
            manche mögen sagen inkonsequent, vornehmen und möchte dies kurz erläutern. Wo es historisch
            und aktuell empirisch absurd wäre zu »gendern«, vor allem beim Personal des Autoritarismus
            (Autokraten, Despoten, Diktatoren, Führer, Sklavenhalter usw.), werde ich, wie ich
            denke, aus guten Gründen, darauf verzichten. Desgleichen bei Begriffen, die im jeweiligen
            Anwendungsfall keine Person bezeichnen oder aber generell ein personales Substrat
            nicht zwanglos oder nicht ohne Ambivalenz zu erkennen geben (wie etwa Träger), um
            irreführende Subjektivierungen zu ver8meiden. Diesen Gender-Modus halte ich deshalb für gerechtfertigt, weil er die These
            stützt, dass Autoritarismus maskulin konnotiert ist und nicht selten durch Formen
            zur Herrschaft gekommener Maskulinität konstituiert wird.
         

         Dieses Buch widme ich meiner Familie, angeführt von meinen Enkelinnen Alani und Sophie.
            Ob sie einst sagen werden, der Autoritarismus sei in diesem Jahrhundert nur ein Spuk
            gewesen?
         

         Offenbach am Main, Juni 2019, G.F.
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            »Eine Regierungsherrschaft nähert sich der Vollkommenheit, je mehr sie durch die Kraft
               ihrer Verfassung die Untertanen, und selbst die am wenigsten tugendhaften, dazu bestimmt,
               freiwillig zu tun, was das Gemeinwohl erfordert …«[1] 

         

         Alle weltgeschichtlichen Ereignisse von Bedeutung geschehen zweimal, heißt es. Ebenso
            treten alle historischen Personen ebenfalls zweimal auf. In diesem Punkt waren sich
            Hegel und Marx weitgehend einig. Marx fügte präzisierend, wie er meinte, hinzu: »das
            eine Mal als Tragödie, das andere Mal als Farce«.[2]  Vorsicht legt nahe, zwei Geistesgrößen nicht gleich am Anfang zu widersprechen. Also
            soll es zunächst bei einigen Fragen bleiben: Wäre demnach die rechtspopulistische
            Ehe von Cinque Stelle und Lega[3]  in Italien die Farce zur Tragödie des italienischen Faschismus, die Benito Mussolini
            und seine Schwarzhemden schrieben? Erlebt Ungarn derzeit mit Viktor Orbán, ebenfalls
            als Farce, den Wiedergänger der stalinistischen Tragödie unter Mátyás Rákosi?[4]  Geradeso wie 10Donald Trump Erinnerungen an Richard M. Nixons Tragödie der Demokratie wachruft? –
            Nicht wirklich. Oder genauer: nicht in jeder Hinsicht.
         

         Der strenggläubige Sunnit Sultan Selim I. regierte das Osmanische Reich von 1512 bis 1520.[5]  In seiner Regierungszeit verdiente er sich allemal das Prädikat »der Gestrenge und
            Grausame«: Er entmachtete seinen Vater, ließ nach der Übernahme der Macht seine Brüder
            und Neffen hinrichten, bekämpfte die Schiiten und Alewiten, führte Krieg gegen Persien
            und ließ es, auch in Friedenszeiten, an weiteren Grausamkeiten nicht fehlen. Würde
            Marx dies als die Tragödie bezeichnen, zu der Recep Tayyip Erdoğans autoritäres Regime
            heute die Farce als Nachspiel gibt? Vermutlich sähe der türkische Präsident sich nicht
            ungern als zeitgemäße Version jenes strenggläubigen osmanischen Herrschers. Nachdem
            die türkische Gesellschaft sich selbst unter Kemal Atatürk einen neuen Inhalt erobert
            hatte, scheint nun »der Staat zu seiner ältesten Form zurückgekehrt, zur unverschämt
            einfachen Herrschaft von Säbel und von Kutte«.[6] 

         Dennoch mag man der verführerischen Metapher von Farce und Tragödie, erst recht ihrer
            Abfolge nicht trauen. Und selbst wenn die Sequenz sich umkehren ließe – beim Wechsel
            von Hugo Chávez zu seinem Nachfolger Nicholás Maduro in Venezuela wäre das wohl angezeigt
            –: die Opfer einer Farce werden gegen die Marx’sche Umdeutung von Hegel Widerspruch
            einlegen. Das wohl zu Recht.
         

         
            
               Autoritarismus: Apocalypse now?

            

            Bliebe das 20. Jahrhundert als Epoche der Menschenrechte in Erinnerung, ließe sich
               dem nachfolgenden Jahrhundert ohne weiteres der Durchbruch der liberalen Demokratie
               gutschreiben. Freilich werden beide von tiefen Schatten verfinstert. Staatlich organisierte
               Vernichtung, Gewalt, Massaker, Folter und Vertreibungen haben sich in die Bilanz des
               vergangenen Jahrhunderts eingetragen.[7]  Und 11es fehlt nicht an Hinweisen, dass autoritäre Regime seit geraumer Zeit auf dem Vormarsch
               sind, wenn sie nicht bereits seit langem im Hintergrund oder im Mantel der Normalität
               auf ihre Stunde gelauert haben.
            

            Die Renaissance des politischen Autoritarismus,[8]  ja des »Aufstiegs einer neuen autoritären Internationalen« oder der Globalisierung
               des Autoritarismus,[9]  von der allenthalben die Rede ist, lässt sich beziffern. Nach dem Transformationsindex
               BTI der Bertelsmann-Stiftung wuchs die Bevölkerung in Autokratien von 2003 bis 2017 von
               2,3 auf 3,3 Milliarden, und derzeit 58 von 128 Staaten werden als Autokratien geführt.[10]  Demokratien verzeichnen dagegen nur einen bescheidenen Bevölkerungszuwachs von 4,0
               auf 4,2 Milliarden. Andernorts zählt die quantitative Forschung dieser Tage sogar
               mehr autokratische als demokratische Regime und Verfassungen.[11]  Nach den meisten vorliegenden Untersuchungen wird die Mehrheit der Gesellschaften
               wohl (noch) demokratisch regiert. Ein eher schwacher Trost.
            

            Kein Wunder also, dass neuerlich ein apokalyptischer Ton zu vernehmen ist. Seine Träger
               begnügen sich nicht damit, die ohnehin erschreckenden Zahlen zu nennen, sondern folgern
               aus dem autoritären Immer-Mehr – nach Art einer Nullsummenrech12nung – ein Immer-Weniger an Demokratie: die »Umkehrung von 1989«, Gefährdungen der
               Freiheit, der Zerfall, die »Entleerung«, das »Schwinden« oder gar der »Tod« der Demokratie.[12] 

            In Europa, das sich als Union auf gutem Weg zu Wohlstand, Demokratie und einem langen,
               fast schon »ewigen Frieden« wähnte, an dem Kant[13]  seine Freude gehabt hätte, zeigen sich – in seinem Zentrum und an der Peripherie
               – neue Phänomene des autoritären Konstitutionalismus und der Missachtung von Demokratie
               und Menschenrechten. Präsidialkabinette, Übergänge zu autoritären Entscheidungsverfahren[14]  in Finanzkrisen, nationalradikale, sich dem »wahren Volk« andienende Regierungsparteien
               treten als Gespenster einer Vergangenheit auf, die längst gebannt schien, aber nicht
               vergehen will. Sie werden begleitet von außerparlamentarischen Bewegungen und von
               noch nicht organisierten Mentalitäten, 13die die Flucht ins Autoritäre angetreten haben oder der autoritären Versuchung bereits
               erlegen sind.[15] 

            Im Bermuda-Dreieck von Rasse, Ethnie und Nation verbündet sich das organisierte Ressentiment
               gegen Fremde und Eliten mit Intoleranz gegenüber gesellschaftlichen Gruppen, die als
               »Minderheiten« geführt werden.[16]  Autokraten greifen nach der Macht und der Verfassung. Selbst in Gesellschaften, die
               es besser wissen sollten und den Anschein erweckten, auf dem Weg zu einer nachhaltigen
               Demokratisierung zu sein, wie Polen und Ungarn, fahren antidemokratische Rhetorik
               und offen propagierte Illiberalität erhebliche Wahlerfolge ein. In Italien stellte
               eine bizarre, als rechtspopulistisch bezeichnete Koalition, vereint im Affekt gegen
               Eliten, Fremde und Brüssel, bis Mitte 2019 die Regierung. Frankreichs nationalistischer
               Rassemblement National, vor 2018 Front National, hofft in einer durch die Wahlniederlage
               gekränkten Opposition, die Proteste der »Gelben Westen« könnten zum Sturz der Regierung
               Macron führen und dann ihnen selbst die Macht in den autoritären Schoß legen.
            

            Unter Hilfestellung eines antiquierten Wahlsystems erlagen die USA 2016 »mehrheitlich« der autoritären Versuchung. Präsident Donald Trump demonstriert
               seitdem, wie zügig es gelingt, in einer Demokratie, von der es hieß, sie sei gefestigt,
               das rhetorische Arsenal des Autoritarismus zu öffnen und sich dessen Waffen zu bedienen.
               Er demonstriert seit seinem Wahlsieg, wie leicht sich eine (vielleicht hierfür ohnehin
               anfällige) politische Kultur durch die Normalisierung rassistischer, sexistischer
               und xenophober Ausfälle regierungsamtlich vergiften und die Stimmung eines Belagerungszustandes
               herstellen lässt.
            

            Wenn man von bizarren Trägern und Versionen des politischen Autoritarismus absieht,
               wie (bis vor wenigen Jahren) Robert Mugabes postkolonialer Diktatur der Grausamkeit
               in Zimbabwe, dem postsowjetischen Despotismus eines Gurbanguly Berdymuhamedow in Turkmenistan
               oder dem absolutistischen Zentrum des islamisch-wahhabitischen Fundamentalismus in
               Saudi-Arabien, fällt der Blick auf Regime, die den weniger auffälligen und deshalb
               nicht 14weniger gefährlichen Standard des Autoritarismus markieren. Zu denken ist etwa an
               Russland, Weißrussland, Thailand, Kambodscha, Iran, Bangladesch, Burundi, Ruanda,
               Pakistan, Libanon, Türkei, Uganda, Mosambik, Malaysia, Ägypten, Polen, Ungarn, Indien
               (Modi) und viele mehr. Einzurechnen in diese Gruppe wären geschickt taktierende Militärregime
               (in Myanmar) oder auch der eben gewählte brasilianische Präsident und Oberst der Reserve
               Jair Bolsonaro, der aus seiner Bewunderung für Militär, Folter und sonstige Gewalt
               keinen Hehl macht. Gewählt von der Mehrheit, darf er sich anschicken, nach dem »lawfare«
               gegen den früheren Präsidenten und aussichtsreichen Gegenkandidaten Lula, die Militärdiktatur
               von 1964 bis 1985 nunmehr als äußerlich ziviles, im Kern autoritäres Militärregime
               neu aufzulegen.[17]  Nicht zu vergessen sind zur Autokratie mutierte, ehemals revolutionäre Kader, wie
               Daniel Ortega in Nicaragua, der nun um seine Macht ringende Nicholás Maduro in Venezuela
               oder vor kurzer Zeit noch die Präsidenten Thabo Mbeki und ihm folgend Jacob Zuma in
               Südafrika.
            

         

         
            
               Die Frage der Verfassung

            

            Was soll eine Verfassung in einem autoritären Regime, wo doch Repression, Massenmorde,
               Schauprozesse, Folter, Deportationen, Inhaftierungen, Praktiken der Diskriminierung
               und Einschüchterung (nicht alle Maßnahmen überall in gleichem Maße) ohne weiteres
               möglich sind und vielerorts stattfinden? Hat »Verfassung« etwas zu sagen, oder gilt sie nur als ob? Und wenn sie etwas zu sagen hat: an wen wendet sich eine Verfassung im autoritären
               Umfeld? Leitet sie die Regierungspraxis an und findet sie statt, oder beliefert sie
               nur die Propaganda mit Rhetorik und schönem Schein?
            

            Angesichts der tiefen Abneigung von Autokraten gegen ihre gerichtliche, parlamentarische,
               mediale und gesellschaftliche Kontrolle, gegen politische Risiken und einklagbare
               rechtliche Verpflichtungen stellt sich die Frage, warum sie sich einer Verfassung
               unterwerfen, und sei es auch nur symbolisch. Warum beugen sie sich den Vorschriften
               eines Gründungsdokuments, wenn am Ende 15des Tages konstitutionelle Zwänge abgeschüttelt, missachtet oder manipuliert werden
               (können)? – Das führt zu dem Thema zurück, mit dem sich nicht nur die Wissenschaften
               seit Generationen, genauer: seit den Zeiten des Alten Testaments, gequält haben: Warum
               unterwirft sich ein allmächtiger Gott einem Abkommen? Warum leistet eine Gesellschaft
               einer Verfassung Gehorsam, die von der verfassunggebenden Gewalt einer vergangenen
               Generation ins Werk gesetzt wurde? Diesen Fragen – oder vielleicht: dem von ihnen
               verdeckten Paradox – werden die folgenden Überlegungen nachgehen.
            

            Im Herzen der Finsternis des Autoritären könnte sich ein Paradox verbergen, das Abscheu
               und Faszination kombiniert. Unter der diskursiven Hegemonie des Liberalismus wird
               diese Zwiespältigkeit verdrängt, von der Strahlkraft des liberalen Konstitutionalismus
               wird sie nicht ausgeleuchtet, sondern eher verschattet. Angesichts der beängstigenden
               Ausbreitung des politischen Autoritarismus erscheint es angebracht, die eingeübte
               liberale Dominanzperspektive zu suspendieren, um autoritären Konstitutionalismus als
               Phänomen eigenen Rechts aus der Nähe zu betrachten und um ihn durch Kritik wieder
               auf Distanz zu halten, nicht aber wie so oft nur als Schwundstufe des Liberalismus
               oder als demokratisches Defizitmodell, als das ganz Andere des liberal-demokratischen Konstitutionalismus, sondern so, »wie das ganz Andere
               grundsätzlich erkannt werden kann, ohne etwas von seiner Andersartigkeit zu verlieren;
               das sehr weit Entfernte enorm nah sein kann, ohne weniger weit weg zu sein«.[18] 

         

         
            
               Gang der nachfolgenden Überlegungen

            

            Das Programm der Annäherung und Untersuchung, Kritik und Zurückweisung des politischen
               Autoritarismus wird im Folgenden aus einer vorwiegend verfassungstheoretischen und
               verfassungsrechtlichen Perspektive in Angriff genommen. Im Anschluss an diese Einleitung
               wird zunächst die Frage der Verfassung gestellt (I.). Dass und wie sich Autokraten eine Verfassung geben, sollen einige historische
               Szenen und Verfassungsprojekte illustrieren. Dabei bleibt das Warum freilich unbeantwortet.
               Denn zu klären ist 16vorab, erstens, dass und wie sich autoritäre Regime des konstitutionellen Narrativs
               bedienen als einer Art und Weise, die Wirklichkeit zu sehen und zu verstehen; zweitens
               ist zu untersuchen, welche Leistungen, die Verfassungen erbringen (können), auch autoritären
               Regimen entgegenkommen; schließlich ist, drittens, zu fragen, wie der autoritäre Konstitutionalismus
               die magischen Kräfte, die Verfassungen zugeschrieben werden, regressiv einsetzt, um
               Herrschaft wie einst im Ancien Régime zu personalisieren und den abstrakten Verfassungs-
               und Rechtsgehorsam in eine persönliche Gehorsams- und Treuepflicht der Beherrschten
               (»Führer befiehl, wir folgen dir«) zu transformieren.[19] 

            Daran schließt (II.) der Versuch an, die schwierigen Begriffe und Verhältnisse von Macht und Autorität,
               von autoritären und totalitären Regimen so weit aufzuhellen, dass sie diese Studie
               zum autoritären Konstitutionalismus mit einigem Gewinn, wenn auch nicht mit letzter
               Sicherheit leiten können. Autoritarismus fungiert danach als Kollektivsingular weniger
               für Einstellungen, psychische Dispositionen[20]  und Erziehungsstile als für Staatsformen, Machtkonzeptionen und Staatstechniken.
            

            Das Verhältnis von Macht und Autorität bestimmt auch das Spektrum und die Pathologien
               des politischen Autoritarismus. Der Fokus auf den Konstitutionalismus, wenn dessen
               autoritäre Varianten untersucht und kritisiert werden sollen, setzt voraus, zu jener
               liberalen Orthodoxie auf Distanz zu gehen, die meint, autoritäre Verfassungen seien
               bloße Fassaden oder aber Konstitutionen ohne Konstitutionalismus und hätten folglich
               zum Verständnis des »eigentlichen« Konstitutionalismus nichts beizutragen (III.). Dieser Jargon der »Eigentlichkeit« wird mit einigen der von ihm verhüllten autoritären
               Momente konfrontiert, nicht um Liberalität oder demokratische Strukturen und Ideen
               zu desavouieren. Es geht vielmehr darum, den gedanklichen Raum zu öffnen für eine
               robuste Analyse möglicher anderer Funktionen von Verfassungen als die, Rechte zu gewähren
               oder Gewalten zu teilen, deren sich autoritäre Regime gerade bedienen könnten.
            

            Die nachfolgenden Kapitel (IV.-VII.) tragen Bausteine des autoritären Konstitutionalismus zusammen. In ihrer Gesamtheit
               bilden 17diese wesentliche Elemente, die sich in diversen Kombinationen und mit unterschiedlicher
               Ausprägung – je nach historischem Kontext und politischer Konstellation, Kultur und
               Ökonomie – den Varianten des politischen Autoritarismus und den Verfassungen autoritärer
               Regime aufprägen. Am weitesten verbreitet ist die Staatstechnik des autoritären Konstitutionalismus (IV.). Unter »Staatstechnik« verstehe ich im Anschluss an frühere Arbeiten die Gesamtheit
               der Praktiken, Normen und Prinzipien, Formen des Wissens und Fähigkeiten, Kalkulationen,
               Strategien und Taktiken, die staatliche Akteure und Institutionen bei ihren Operationen
               in Anschlag bringen.[21]  Autoritäre Staatstechnik oder Methoden der Machtausübung zeichnen sich nicht allein
               durch die Verschiebung der Gewichte auf die Exekutive aus, sondern auch durch ihren
               konstitutionellen Opportunismus und ihre Vorliebe fürs Informelle. Opportunismus ist
               darauf angelegt, Machtansprüche zu legitimieren und autoritärer Herrschaftspraxis
               die Dignität des Rechts zu verleihen. Informalismus heißt, autoritäre Regime operieren
               im Schatten der Verfassung, an Formen und Verfahren nicht gebunden, zwischen Gesetzesherrschaft
               und Willkür, immer auf Tuchfühlung mit dem Ausnahmezustand.
            

            Ein weiteres Merkmal des autoritären Konstitutionalismus ist die intime Beziehung
               zwischen Macht und Eigentum (V.). Das heißt konkret: Autokraten betrachten ihre durch Wahl oder Ernennung, Manipulation
               oder Usurpation erlangte Macht als privates Hausgut, mit dem sie nach Art von Eigentümern freihändig disponieren können. Zu dieser
               Dispositionsbefugnis gehören die Zentralisierung von Ämtern in einer Hand, die Entscheidung
               über das Ende der Amtszeit sowie die Bestimmung der Nachfolge, sprich: Erbfolge. Wenige
               autoritäre Führungspersonen können zudem der Versuchung widerstehen, sich im Amt nach
               dem pervertierten Zuschnitt eines »Herrscherrechts auf alles« über die Maßen zu bereichern.
            

            Ob autoritäre Regime auf Partizipation angewiesen sind oder aber diese wie der Teufel
               das Weihwasser meiden und bereits in den Verfassungen die entsprechenden Konnexgarantien
               politischer Freiheit und Beteiligung zurücknehmen, wird überaus kontrovers diskutiert
               (VI.). In diese Kontroverse greife ich mit einer These 18ein, die keinen Mittelweg sucht, aber sowohl dem behaupteten Bedürfnis nach Partizipation
               der Bevölkerung als auch der Angst von Autokraten vor unkontrollierbaren Risiken (Wahlausgang!)
               und überschießenden zivilgesellschaftlichen Energien Rechnung trägt. Politischer Autoritarismus
               entwickelt, soweit nach der Rechtslage zulässig, ihm entgegenkommende Formen der Partizipation.
               Sie zielen auf Einstimmung statt Abstimmung ab und verstricken die Bürgerschaft als
               Komplizen in die Staatspraxis, ohne sie an der Entscheidung über Maßnahmen, Pläne
               und Programme – mangels Information und Stimme – wirklich zu beteiligen. Komplizenschaft
               gelingt allerdings nur, wenn Führer und Geführte im öffentlichen Raum präsent sind
               – bei Massenveranstaltungen (wie Paraden, »Reichsparteitagen« oder Nationalkongressen)
               oder in der »autoritären Sprechsituation« des Herrschermonologs, wenn sich die Führung
               in den (Staats-)Medien an die Gefolgschaft wendet oder diese zu Referenden (auch Wahlen
               als Referenden) und Konsultationen aufruft. Damit wird der Grundstein gelegt für den
               Kult der Unmittelbarkeit, den Autokraten pflegen, um die theatrale Dimension von Politik
               zu besetzen und ihr Charisma und ihre Propaganda ohne institutionelle oder mediale
               Kontrolle zur Geltung zu bringen (VII.). An die Stelle der rechtsstaatlich-demokratischen Herrschaftsform der Distanz setzen
               sie – nach Ausschaltung der intermediären Organisationen und Institutionen – die direkte
               Kommunikation mit dem »Volk« und die illusionäre Gemeinschaft von Führer und Gefolgschaft.
            

            Die im folgenden Kapitel eingeführte und illustrierte These, dass Verfassungen Texte
               sind, die zu bestimmten Zwecken für ein (mehr oder weniger) deutlich bestimmtes oder
               plausibel bestimmbares Publikum geschrieben werden, wird am Ende wieder aufgegriffen
               (VIII.). Vor dem Hintergrund der Archetypen, die sich aus der Verfassungsgeschichte herauspräparieren
               lassen, wird dargelegt, in welcher Hinsicht autoritäre Verfassungen eher dem Typus
               des politischen Manifests entsprechen. Diese tragen ihre Zwecke nicht »auf der Stirn«,
               ebenso bleiben auch die Motive autoritärer Verfassungsgeber regelmäßig im Dunkeln.
               Folglich kann es nur um plausible Deutungen und Zuschreibungen gehen. Eben dazu wird
               abschließend ein heuristisches Schema eingeführt, das das interne Publikum mit dem
               externen kontrastiert und analytisch instrumentelle von symbolischen Zwecken trennt.
               Auf diese Weise ergeben 19sich vier grundlegende Spielarten und Grundmuster, denen sich autoritäre Verfassungen
               zuordnen lassen: das Governance-Skript, die Verfassung als Programm symbolischer Politik oder einer Mobilisierungsagenda, der Ausweis im Staatenverkehr und schließlich das Schaufenster.
            

         

         
            
               Zum Umgang mit Verfassungen

            

            Verfassungen sind keine hermetisch geschlossenen, sondern deutungsoffene Texte. Auch
               die Verfassungen autoritärer Regime wenden uns kein leicht lesbares Gesicht zu (wenn
               wir sie nicht als Fassaden abtun, sondern als Texte mit Zwecken, geschrieben für Adressat*innen,
               lesen). Ebenso wenig wie von liberalen Verfassungen ist von autoritären zu erwarten,
               dass sie eine verlässliche Landkarte ausbreiten, auf der die Allokation und Kontrolle
               politischer Macht säuberlich eingetragen ist, und Auskunft über den Gebrauchswert
               etwa der in ihnen niedergelegten Rechte oder Kompetenzregeln geben. Das macht sie
               keineswegs wertlos, wie es die These von der Verfassung als Fassade oder Täuschung
               haben will, sondern zunächst einmal schwierig und erst im kritischen Zugriff möglicherweise
               interessant. Zwischen naivem Verfassungsglauben (der liberalen Verfassungen gern geschenkt
               wird) und zynischer Verfassungsverachtung (die man Autokraten zu Recht unterstellt)
               liegt das weite Feld differenzierender Analysen. Diese halten auch in den Äußerungen
               strategisch operierender Regime Ausschau nach unbedachten Momenten, verdeckten Prämissen
               oder nicht hinreichend disziplinierten Randbemerkungen, die Auskunft geben darüber,
               welche Zwecke mit einer Verfassung verfolgt werden sollen und welches Publikum erreicht
               werden soll.
            

         

      

   
      
         
            20I. Verfassungen
            

         

         
            »Jedes Land hat seine eigene Verfassung … unsere ist Absolutismus gemäßigt durch Morde.«[1] 

            »Verfassungen stellen eine Welt vor, die nicht existiert, und präsentieren sie, als
               ob sie existiert.«[2] 

         

         Wie sich autoritäre Regime »konstituieren«, wird hier exemplarisch und kursorisch
            an einigen historischen Momenten und Projekten dargestellt. Es bleibt zunächst dabei,
            die Fragestellung zu entwickeln und zu illustrieren. Das letzte Kapitel soll darauf
            antworten und mögliche Motive und Strategien von Autokraten mit Hilfe eines Rasters
            von Zwecken und Publika wieder aufgreifen und näher erläutern.
         

         
            
               1. Szenen und Projekte
               

            

            Seit Januar 2011 erlebte das »Königreich des Schweigens« ein kurzes Aufblühen im »Arabischen
               Frühling«. Noch im gleichen Jahr und in den folgenden durchlitt es das Grauen einer
               »Taufe des Horrors«.[3]  Auf die vielstimmigen, anfangs gewaltlosen Proteste gegen Armut, 21Arbeitslosigkeit, Ämterpatronage, Zensur und Repression in Syrien reagierte das despotische
               Regime von Baschar al-Assad mit harter Repression, die sich alsbald zu einem an Grausamkeit
               kaum zu überbietenden Krieg gegen das eigene Volk steigerte.[4]  Inmitten von Blutvergießen und brutaler Gewalt, Artillerie im Einsatz gegen Rebellen,
               Verhaftungen von Regimekritiker*innen und Angehörigen der Opposition durch Polizei
               und Geheimdienste, Vertreibung und Ermordung von Abertausenden von Gegnern, Unbeteiligten,
               Familien, Kindern gönnte sich der Despot al-Assad einen bizarren »constitutional moment«.
               Am 26. Februar 2012 rief er die syrische Bevölkerung an die Urnen, um sie in einem
               Referendum über eine neue Verfassung abstimmen zu lassen, die ihm ein handverlesenes
               Komitee nach seiner Vorlage erarbeitet hatte. Ironie der Geschichte: die alte Verfassung
               von 1973 war seinerzeit von dem bereits 1963 dekretierten Ausnahmezustand sogleich
               suspendiert worden. Mit einer Geste der Beschwichtigung, die freilich ins Leere wies,
               hatte al-Assad 2011 den Ausnahmezustand vorübergehend aufgehoben.
            

            Erlass Nr. 94 setzte die neue Verfassung der Syrischen Arabischen Republik 2012 in
               Kraft, revidierte damit, wäre auf den Text Verlass, die Führungsrolle der regierenden
               Baath-(Einheits-)Partei in Staat und Gesellschaft zugunsten des politischen Pluralismus.
               Freilich wurde der Pluralismus sogleich konterkariert, indem für Syrien relevante
               Spielarten von Pluralität als Organisationsprinzipien politischer Organisation für
               verfassungswidrig erklärt wurden:
            

            
               Auf der Basis von Religion, Sekte, Volksstamm, Region, Klasse, Beruf oder auf der
                  der Diskriminierung nach Maßgabe von Geschlecht, Herkunft, Rasse oder Hautfarbe darf
                  keine politische Aktivität unternommen [und] keine politische Partei oder Gruppierung
                  gegründet werden. (Art. 8 Abs. 4)
               

            

            Außerdem ist nennenswert, dass die Amtszeit des Präsidenten auf zwei siebenjähige
               Amtsperioden begrenzt wurde. Es bleibt abzu22warten, ob al-Assad 2021 verfassungskonform abtritt.[5]  Von den düsteren Zukunftsperspektiven und der Doppelzüngigkeit der Revisionen abgesehen,
               bleibt die Frage, die am Ende dieses Buches beantwortet wird (Kap. VIII), was den syrischen Despoten dazu getrieben haben könnte, sein Regime partiell neu
               zu verfassen.
            

            Nach den Berichten über seinen Aufstieg und seine Amtspraxis war al-Assad, der »nützliche
               Tyrann«,[6]  verschlagen genug zu erkennen, dass Verfassungen nicht nur erfunden wurden, um mit
               gleichsam magischer Kraft Einheit zu stiften, Herrschaft zu vertexten, Rechte zu verleihen
               und gemeinsame Werte zu schützen, sondern auch um als Instrumente der Täuschung herzuhalten.
               Mit der Revision könnte intendiert gewesen sein, der Bevölkerung den Verfassungszauber
               von Ordnung vorzuspiegeln, während das Land längst im Chaos versank.
            

            Diese Strategie vereint al-Assad mit einem Autokraten vergleichbaren Zuschnitts, der
               aufs Ganze gesehen – mit Ausnahme des wüsten Krieges gegen die kurdische Bevölkerung
               – eine repressive, aber weniger mörderische Staatspraxis pflegt: Der türkische Präsident
               Recep Tayyip Erdoğan sorgte im Nachgang zu einem auffällig dilettantischen Coup (2016)
               unter Benutzung des üblichen verfassungsrechtlichen Bestecks, vor allem der Erklärung
               und mehrmaligen Verlängerung des Ausnahmezustandes, durch Massenverhaftungen des Justizpersonals
               und der Lehrerschaft, Säuberungen des öffentlichen Dienstes und Repressalien gegen
               Journalisten für eine ihm genehme Ordnung. Danach rief auch er die Bevölkerung dazu
               auf, im Referendum von 2017 seiner – natürlich auf ihn zugeschnittenen – Präsidialverfassung
               zuzustimmen. Der Plan ging auf. Die Mehrheit der türkischen Bevölkerung, mutmaßlich
               eingeschüchtert durch Repression oder eingenommen von der Propaganda, vielleicht auch
               von den Machtallüren des Präsidenten fasziniert, folgte ihm ins präsidiale Sultanat.
            

            ***

            23Nach der Oktoberrevolution verstanden sich die siegreichen Bolschewiki und in den
               folgenden Jahren die jeweiligen Träger der Sowjetmacht als Architekten eines ebenso
               neuen wie komplexen, auf Entwicklung angelegten gesellschaftlichen Befreiungsprojekts,
               das von einem Verfassungsexperiment begleitet wurde.[7]  Sie verfolgten eine Verfassungsstrategie, die darauf abzielte, die Errungenschaften
               der Revolution und damit zugleich ihre Macht konstitutionell abzusichern. Die post-revolutionäre
               Verfassung von 1918 rückte den Aufbau der russischen Sowjetmacht und die Rechte des
               »werktätigen und ausgebeuteten Volkes« ins Zentrum, wohl um der neuen Klasse Legitimität
               zu verschaffen und die Macht der Kader gegen den Zugriff der Reaktion zu verteidigen.
               Die eben errichtete »Diktatur des städtischen und ländlichen Proletariats« trat an,
               »mit der barbarischen Politik der bürgerlichen Zivilisation« zu brechen (Art. 5).
               Die Verfassungen der Russischen Föderation von 1918 und der Sowjetunion von 1924 ordneten
               die Rechtsgarantien dem sozialistischen Projekt nach und legten den Grundstein für
               das Konzept sozialistischer Gesetzlichkeit:
            

            
               Geleitet von den Interessen der Werktätigen, entzieht die Russische Sozialistische
                  Föderative Sowjetrepublik einzelnen Personen und einzelnen Gruppen die von ihnen zum
                  Nachteil der Interessen der sozialistischen Revolution ausgenutzten Rechte.[8] 

            

            Mit gesellschaftlicher Entwicklung und Übergang, sozialistischer Gesetzlichkeit und
               Interessen der Werktätigen führen beide Dokumente Schlüsselbegriffe für das Verständnis
               des sowjetischen Konstitutionalismus ein. Auf der Folie eines manichäischen Weltbildes,
               später tiefgefroren im Geist des Kalten Krieges, benennen die Sowjetverfassungen jeweils
               die erreichte Phase des Befreiungsprojekts. Es handelt sich um Transformationsdokumente,
               nicht Grundrechtechartas.
            

            Nicht nur die Sowjetunion, sondern alle sozialistischen Staaten durchliefen in eher
               kurzen Abständen Phasen und Verfahren der Neukonstituierung; eine Ausnahme, die die
               Regel bestätigt, ist die 24Stalin-Verfassung von 1936 mit einer beachtlichen Lebensdauer von vier Dekaden, die
               1977 von der Breschnew-Verfassung abgelöst wurde. Allem Anschein nach gehorchen im
               Sozialismus alle Verfassungen, wie Waren im Kapitalismus, dem Gesetz der »planned
               obsolescence«.[9]  Allerdings wurden und werden diese Verfassungen nicht um des Profits willen wie Produkte
               mit künstlich begrenzter Lebensdauer hergestellt, vielmehr ergibt sich diese aus den
               Schriften von Marx, Engels und Lenin sowie der spezifischen Funktion sozialistischer
               Verfassungen: das Erreichen einer neuen Etappe sozio-ökonomischer und politischer
               Entwicklung zu ratifizieren.
            

            
               Die Verfassung eines sozialistischen Staates muss sich mit dem Übergang der Gesellschaft
                  von einer historischen Stufe zu einer anderen ändern […]. Die 1936 verabschiedete
                  Verfassung entsprach der Periode der Konsolidierung des Sozialismus […]. Naturgemäß
                  sind die Hauptbestimmungen dieser Verfassung heute obsolet.[10] 

            

            Dieser Logik gehorchend, trägt die Verfassung der »Diktatur des städtischen und ländlichen
               Proletariats« (1918) deutlich die Spuren der Oktoberrevolution und der Abwehr ihrer
               Feinde:
            

            
               Die Hauptaufgabe der auf die gegenwärtige Übergangszeit berechneten Verfassung der
                  Russländischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik besteht in der Aufrichtung
                  der Diktatur des städtischen und ländlichen Proletariats und der ärmsten Bauernschaft
                  in der Gestalt einer starken Allrussländischen Sowjetmacht zwecks vollständiger Unterdrückung
                  der Bourgeoisie, Vernichtung der Ausbeutung eines Menschen durch den anderen und der
                  Herstellung des Sozialismus, unter dem weder eine Klasseneinteilung noch eine Staatsgewalt
                  sein wird. (Verfassung von 1918)
               

            

            Die Diktatur des Proletariats mutierte 1924 zum »sozialistischen Staat der Arbeiter
               und Bauern« und firmierte 1977 als »entwickelte 25sozialistische Gesellschaft«. Denn wiederum war »eine gesetzmäßige Etappe auf dem
               Wege zum Kommunismus« erreicht. Mit einem touch von Verfassungsmagie stellt die Präambel fest, »der sowjetische Staat ist der Staat
               des ganzen Volkes geworden«, also nicht mehr nur der Staat der Arbeiter und Bauern.
            

            Die Werke von Marx, Engels und Lenin sowie die Lehren von anderen Autoritäten (Mao,
               Ho Chi Minh, Kim Il-sung) mit regionalem Beritt, das Gesetz der Obsoleszenz und eventuell
               noch der Narzissmus des kleinen Unterschieds (Stalin als Verfassungsvater, nicht nur
               als Massenmörder – siehe die Wahlverwandtschaft zu al-Assad) erklären nicht zureichend,
               warum eine Diktatur des Proletariats oder die Herrschaft einer Partei, der KPdSU oder
               KPCh, sich neu konstituiert, statt den unauffälligeren Weg einer kosmetischen Verfassungsrevision
               zu wählen. Die programmatische Funktion sozialistischer Verfassungen und ihre vom
               liberalen Paradigma abweichende Grammatik stünden dem jedenfalls nicht entgegen.[11] 

            ***

            Über Haitis kurzlebige Verfassungen von 1801 und 1805 hat die Geschichte, so könnte
               man vermuten, den Mantel gnädigen Vergessens ausgebreitet, bliebe da nicht der Verdacht,
               sie seien systematisch aus dem Verfassungsdiskurs ausgeblendet worden.[12]  Im Nachgang zu Hegels töricht ethnozentrischen Äußerungen über Afrika[13]  könnte auch Haitis Bedeutung für Verfassungsgeschichte und Verfassungstheorie unterschätzt
               worden sein, will man der An26nahme ausweichen, diese wichtigen Dokumente eines alternativen Verfassungsparadigmas
               seien im hegemonialen konstitutionellen Diskurs absichtsvoll unterdrückt worden. Trotz
               ihrer jeweils kurzen Lebensdauer verdienen sie mehr Beachtung als eindrucksvolle Nachweise
               der weltweit ersten erfolgreichen Revolte gegen Sklaverei und Kolonialismus[14]  sowie als Beispiele eines vom liberalen Paradigma abweichenden egalitären Konstitutionalismus
               in autoritär-imperialem Rahmen.[15]  Das gilt selbst angesichts der Vielzahl von Neukonstituierungen und Reformen, die
               jene Dokumente überlagert und ins Abseits gedrängt haben.
            

            Nach der von C.L.R. James in The Black Jacobins eindringlich geschilderten blutigen Revolte[16]  erklärte die neue Elite im Triumph ihres Sieges die Sklaverei für »auf ewig abgeschafft«
               (»Es kann keine Sklaven auf diesem Gebiet geben, die Sklaverei ist darin für immer
               abgeschafft.« Art. 3, 1801), um sich sogleich vor der Kolonialmacht Frankreich, wohl
               eher seiner Revolution, zu verbeugen und deren Souveränität anzuerkennen: »Alle Menschen
               sind frei geboren, leben und sterben frei und französisch.« Beide Dokumente, insbesondere
               auch die Verfassung des Empire d’Haïti von 1805, setzen sodann den Akzent auf das konstitutionelle Narrativ einer egalitären
               Gesellschaft, die nur nach Tugend, Talent und Einsatz für den Dienst für das Land
               und dessen Unabhängigkeit unterscheidet:
            

            
               Es soll keine anderen Unterschiede geben als solche, die auf Tugend und Talent beruhen,
                  und anderen vom Gesetz gestatteten Vorrang bei der Ausübung einer öffentlichen Aufgabe.
                  Das Gesetz ist das gleiche für alle, ob bei Bestrafung oder zum Schutz.[17] 

               Die Bürger Haitis sind Brüder zu Hause; Gleichheit vor dem Auge des Gesetzes ist unanfechtbar
                  anerkannt, und es kann keine anderen Titel, Vorteile 27und Privilegien geben als jene, die sich notwendigerweise aus der Berücksichtigung
                  von Diensten für Freiheit und Unabhängigkeit ergeben.[18] 

            

            An der Schwelle zur Moderne gingen Haitis »Schwarze Jakobiner« weit über die Abschaffung
               herkömmlicher Privilegien hinaus, für die Frankreichs Revolutionäre weithin gerühmt
               werden. Sie schritten voran beim Kampf gegen die in europäischen Staaten wohl geforderte,
               aber lange Zeit nur halbherzig betriebene Abolition der Sklaverei. Zwar dekretierte
               der französische Nationalkonvent 1794, die Sklaverei in der französischen Kolonien
               sei abgeschafft. Umständehalber blieb dieses Dekret jedoch bloßes Papier, weil die
               Sklavenhalter auf den rechtmäßigen Erwerb ihres 1789 als heiliges Recht ausgezeichneten
               Eigentums pochten. 1802 führte Napoleon die Sklaverei in den Kolonien wieder ein.
               Erst 1848 wurde sie für Frankreichs Territorien endgültig verboten.
            

            In den USA wurde die Sklaverei lange Zeit geflissentlich übersehen, das heißt: geduldet und
               weiter mit Profit betrieben.[19]  Die Verfassungsväter lebten komfortabel mit dieser Institution, solange Sklaven als
               bewegliche Sache (chattel) im rechtlichen Sinne vom Genuss der Freiheitsrechte per definitionem ausgeschlossen waren. 1865 sollte der Dreizehnte Verfassungszusatz (Amendment) dieser Barbarei ein Ende setzen:
            

            
               Weder Sklaverei noch Zwangsdienstbarkeit darf, außer als Strafe für ein Verbrechen,
                  dessen die betreffende Person in einem ordentlichen Verfahren für schuldig befunden
                  worden ist, in den Vereinigten Staaten oder in irgendeinem Gebiet unter ihrer Gesetzeshoheit
                  bestehen.
               

            

            Allerdings hatten die Befürworter dieses Zusatzes die Rechnung ohne den US Supreme Court gemacht. Dieser bekräftigte in zwei ebenso folgenreichen wie berüchtigten
               Entscheidungen die autoritäre Binnenstruktur einer Sklavenhaltergesellschaft und stemmte
               sich von hoher Warte den Abolitionisten und Verfassungsrefor28mern entgegen. In Dred Scott[20]  bestätigte die Richtermehrheit die überkommene Doktrin, dass Sklaven Eigentum seien,
               und versagte diesen »folgerichtig« den Zugang zur Staatsbürgerschaft. Plessy v. Ferguson[21]  beglaubigte noch 1896 (!), die Rassentrennung sei verfassungsmäßig, und bemühte dazu
               die infame Doktrin »separate but equal«. Auf ein konstitutionelles Haiti musste die
               afro-amerikanische Bevölkerung der USA bis zur Brown-Entscheidung 1954[22]  und der Civil-Rights-Gesetzgebung 1964 warten.
            

            Unter dem Schirm des modernen konstitutionellen Narrativs[23]  hatte Haitis Verfassung von 1805, also einhundertvierundsechzig Jahre zuvor, in einem
               Satz die Lebenslüge von der Farbenblindheit (»colorblindness«) liberaler Verfassungen
               dekonstruiert und zugleich offensiv das Konzept einer politisch rassifizierten Staatsbürgerschaft
               eingeführt. Als deren grundlegende Signifikanten[24]  legierte sie »blackness« mit »humanity«: Haitianer sollen künftig, unabhängig von
               ihrer Hautfarbe, »nur unter der generischen Bezeichnung als Schwarze« bekannt sein.[25] 

            ***

            29Myanmar litt, wie zuvor Burma, jahrelang unter der brutalen Herrschaft des Militärs,
               das bis heute nicht nur im Hintergrund die Fäden in der Hand hält. Während das Land
               in der bitteren Erfahrung kolonialer Unterdrückung Haiti kaum nachsteht, hat es diesem
               eine sowohl ethnische als auch religiöse Zerrissenheit im Innern voraus, die Aufstände
               befeuerte und das Skript hergab für eine Serie von Staatsstreichen sowie die auf Dauer
               gestellte Repression der Bevölkerung, insbesondere ihrer ethnischen Minderheiten.
               1948 von England »in die Unabhängigkeit entlassen«, wie Kolonialherren sich selbst
               die Absolution zu erteilen pflegen, wurde Burma zum Terrain von Kämpfen separatistischer
               Bewegungen, religiöser Konflikte zwischen Buddhisten und Muslimen,[26]  immer wieder neu aufgelegter militärischer Coups und vor allem seit 2007 von zunehmenden
               Demonstrationen und Protesten gegen das Militärregime.[27]  Was 1962 unter General Ne Win mit dem »birmesischen Weg zum Sozialismus« als Fortschrittslüge
               begann, dann als serielle Repressionspraxis mehrerer Militärjuntas fortgesetzt wurde,
               endete vorläufig 2015 mit den ersten Wahlen, die vor den Augen der Befehlshaber Gnade
               fanden, in einer nach wie vor militärisch »kontrollierten Demokratie«.[28] 

            In der Geschichte des militärischen Autoritarismus Myanmars spielen Verfassungen eine
               wie zu erwarten geringe Rolle. Militärs entwickeln kraft Schulung und Routine, die
               zur zweiten Natur wird, eine Affinität zu Regelwerken direkter Verhaltenssteuerung
               nach Maßgabe von Dienstvorschriften. Allen mit Befehl und Gehorsam Vertrauten sind
               Verfassungen, die in Wertsphären ausgreifen und sich auf Rechtsgarantien kaprizieren,
               von Hause aus suspekt. Auch deshalb wurde 1988 die bis dahin geltende Verfassung außer
               Kraft gesetzt. Den Übergang zum de facto-Ausnahmezustand rechtfertigt die seit 2008 geltende Verfassung in ihrer Präambel
               mit 30nachgerade militärischer Diskretion und höflichen, kaum verdeckten Fehlerzuweisungen:
            

            
               Um rasch die Unabhängigkeit zu erreichen, wurde die Verfassung in Eile entworfen,
                  und sie wurde von der Konstituierenden Versammlung am 24. September 1947 angenommen.
                  Nach Erlangung der Unabhängigkeit wurde das Parlamentarisch-Demokratische System in
                  Übereinstimmung mit der Verfassung der Union von Myanmar praktiziert. Da jedoch das
                  demokratische System nicht effektiv verwirklicht werden konnte, wurde die neue Verfassung, basierend auf dem Einheitspartei-System, entworfen und
                  1974 nach einem nationalen Referendum ein sozialistischer demokratischer Staat errichtet.
                  Die Verfassung fand ihr Ende wegen der allgemeinen Situation, die 1988 herrschte.[29] 

            

            Bereits 1993 hatten die Beratungen über eine neue Verfassung begonnen, die aufgrund
               »vieler Schwierigkeiten und Störungen, denen der Nationale Konvent begegnete« (so
               der dezente Hinweis in der Präambel auf landesweite Unruhen), immer wieder unterbrochen
               wurden und sich in die Länge zogen. Erst 2008 kamen sie zu einem späten, aber überraschenden
               Abschluss, als die Regierung dekretierte, den Entwurf der Bevölkerung zur Abstimmung
               vorzulegen. Die Beteiligung an dem Referendum wurde offiziell mit magischen 98,12 %
               angegeben. Nicht minder magisch die Zustimmung von 92,48 % – und das, obwohl die neue
               Verfassung außerordentlich umstritten war und noch immer ist. Kritische Beobachter*innen
               sahen in ihr ein strategisches Manöver, die landesweiten Proteste »abzufangen«, der
               Oppositionspolitikerin und Friedensnobelpreisträgerin Aung San Suu Kyi den Weg ins
               Präsidentenamt zu verlegen[30]  und, bei unvermeidlichen Zugeständnissen an die Protestbewegung, die Macht der Militärregierung
               durch kontrollierte »Teilung« weiter zu festigen.
            

            ***

            31Der konstitutionelle Übergang vom sowjetisch dominierten Sozialismus zu einem ungarischen
               Sozialismusprojekt und schließlich in die Epoche des Postsozialismus schien mit zwei
               nachhaltigen Revisionen der ungarischen Verfassung von 1949 in den Jahren 1972 und
               dann 1989 gelungen. Im ersten Schritt widmete die Verfassung von 1972 die »Ungarische
               Volksrepublik«[31]  vorsichtig zu einem »sozialistischen Staat« um, freilich nach wie vor als »Teil des
               sozialistischen Weltsystems«, in dem die Genossenschaften gefördert und persönliches
               Eigentum verbürgt sein sollten. Nach dem Zusammenbruch des Staatssozialismus und des
               Sowjetsystems zielte die Verfassungsrevision von 1989 darauf ab, die Republik auf
               den »friedlichen politischen Übergang zu einem Mehrparteiensystem,  parlamentarische
               Demokratie und soziale Marktwirtschaft verwirklichenden Rechtsstaat« vorzubereiten
               und autoritäre Traditionen der Vergangenheit abzustreifen.[32]  Parteien und Wahlen waren als Motoren, das Verfassungsgericht und der Bürgerrechtsbeauftragte
               als Paten dieses Übergangs vorgesehen. Durch partielle Neukonstituierung schien sich
               Ungarn auf einem guten Weg hin zu einer nachhaltigen Demokratisierung zu bewegen.
            

            Allerdings überraschte Ungarn, bislang Musterschüler der Transformationsländer, die
               Welt, zumal die europäische, mit einer Verfassungsnovelle, die 2011 die Geister der
               tiefsten Vergangenheit beschwor[33]  und das Herzstück der konservativen Revolution, das Grundgesetz, in die Nähe von Heilsgeschichten und Offenbarungstexten rückte. Nicht Ungarn, sondern
               die rechtskonservative Orbán-Regierung und die Regierungspartei Fidesz feiern die
               neue Verfassung seitdem als Abschluss des Übergangs zur Demokratie.[34]  Ihre Gegner im In- und Ausland kritisieren sie als Absturz in eine neue autoritäre
               Herrschaft. Dass die ganze Verfassung im Einklang 32mit dem »darin enthaltenen ›nationalen Bekenntnis‹ und mit den Errungenschaften unserer
               historischen Verfassung auszulegen« sei,[35]  rückt den vermeintlich demokratischen Übergang ins Zwielicht. Die Berufung auf »unseren
               König, den heiligen Stephan I.«, auf Christentum und Nationalkultur folgt gewiss nicht den Regeln einer demokratischen
               Grammatik. Viel weniger noch die Einschränkung der politischen Kommunikationsfreiheit
               zum »Schutz der Würde der ungarischen Nation«, die Begrenzung von Studien- und Hochschulfreiheit
               und richterlicher Selbstverwaltung zu Nutz und Frommen der nationalen Einheit.
            

            Nicht die demokratische Republik, sondern die sakrale Krone verkörpert mithin die
               Quintessenz der Konstitution, nämlich die imaginäre »Kontinuität des ungarischen Verfassungsstaates
               und der Einheit der Nation« sowie die Suprematie der Ungarn gegenüber allen Fremdländischen.
               Nach dem eigentümlichen historischen Verfassungsverständnis des ungarischen Regimes
               fungiert die Krone, nicht der Monarch, symbolisch als Träger der Souveränität und
               überragt als politische Instanz alle weltlichen Mächte, wohl nicht die Nation, aber
               doch den politischen Gesamtwillen der Bürgerschaft.[36]  Weder durch die Verfassung noch durch das Verfassungsgericht lässt die Regierung
               ihrem Autoritarismus Zügel anlegen. Wenn das Gericht Gesetze für verfassungswidrig
               erklärt, werden diese von ihr kurzerhand als Verfassungsänderung eingebracht und mit
               parlamentarischer Mehrheit, genauer: Regierungsmehrheit, durchgesetzt.
            

            Die Kritik am Orbán’schen Verfassungsprojekt hat sich vor allem auf Orbáns von ihm
               selbst – gegenüber der Europäischen Union – mit Illegalitätsprotz proklamierte Illiberalität
               konzentriert.[37]  Daneben ist jedoch ein anderer Aspekt zu beachten, der Aufschluss geben könnte über
               Ungarns Verfassung des Autoritären. Das nationale Grundgesetz stellt nicht nur ein Depot repressiver 33Maßnahmen einschließlich deren Legitimation bereit; flankiert von Geschichtspolitik,[38]  historischem Märtyrertum und Apokalypse (Migration), liefert es zugleich, keineswegs
               hintergründig, die Konstituierung einer neuen Form von imaginärer Gemeinschaftlichkeit,
               die sich ihrer Identität durch fremdenfeindliche Paranoia vergewissert. Die patriotischen,
               nationalistischen, ethnischen, rassistischen und anderen Spielarten imaginärer Gemeinschaftlichkeit
               – mit Durchgriffen auf die Vorstellung des authentischen, eigentlichen Volks – werden
               derzeit von radikal-nationalistischen Empörungsbewegungen in europäischen Ländern
               mit xenophober Schärfe propagiert, in Ungarn – auch in Polen und in Italien – sind
               sie bereits an der Macht. Zu sagen, sie seien im Aufwind, wäre also eine Verharmlosung.
            

            ***

            Die hier sehr knapp vorgestellten Verfassungsprojekte autoritärer Regime bedienen
               sich ausnahmslos, wenngleich selektiv der herkömmlichen Rhetorik und Instrumente des
               politischen Autoritarismus. Ebenso selektiv beziehen sich autokratische Regime auf
               die jeweilige Verfassung. Diese Praxis des konstitutionellen Opportunismus wird als
               Staatstechnik weiter unten noch eingehend erörtert (Kap. IV), desgleichen die Konstitutierung imaginärer Gemeinschaften (Kap. VII).
            

         

         
            
               2. Verfassungen finden statt
               

            

            Verfassungen sind nicht nur Texte oder Projekte. Vielmehr tun sie etwas und finden statt. Ihre performative Kraft zeigt sich in der Art und Weise, wie sie – wegen ihres Rangs
               und Zuschnitts mehr noch 34als einfache Gesetze – beanspruchen, die Wirklichkeit zu repräsentieren[39]  und konstruktiv – nicht gänzlich unverwandt der künstlerischen Tätigkeit – zum »worldmaking«[40]  beizutragen. Insbesondere transformieren sie eine Bevölkerung in ein »Volk«, ein
               Land mit Regierung in einen Staat und ein Gebiet in ein Territorium. Bei dieser Transformation
               bedienen sich die Autor*innen von Verfassungen eines bestimmten Vokabulars, folgen
               den Regeln einer Grammatik, die sich nicht unbedingt bei der Lektüre, sondern erst
               durch Deutung erschließen. Durch deren Anwendung werden sie zu mehr oder weniger eindrucksvollen,
               autoritativ Gehorsam einfordernden Texten – commanding texts;[41]  dazu im nächsten Kapitel mehr. Es wird sich herausstellen, dass das dem Grunde nach auch für die Verfassungen autoritärer Regime gilt.
            

            Die Bezeichnung »higher law« betont die autoritative Verteilung von Freiheiten in der Bürgerschaft, die Festlegung von Werten und die
               Allokation von Kompetenzen an staatliche Amtsträger*innen und Institutionen. Hält
               man Distanz zur juridischen Terminologie, geben sich Verfassungen als Skript für Governance
               oder Manual für die Bedienung des Staatsapparats zu erkennen. Zugleich prägen sie
               die Folie für Rhetorik und Argumentationsfiguren, die sich aufgrund der konstitutionellen
               Stützung besonderes normatives Gewicht verschaffen: aus Äußerungen werden Meinungen;
               was man zur privatnützlichen Verfügung hat, gilt als Eigentum; die Wohnung wird zur
               geschützten »Sphäre«; eine Inhaftierung bedarf als Einschränkung der körperlichen
               Bewegungsfreiheit der Rechtfertigung usw.
            

            Wegen ihrer Nähe zu Politik und Moral ist es geboten, Verfassungen besonders akribisch
               zu lesen, jedem Hinweis auf den möglichen ideologischen Subtext nachzugehen und die
               verfassten institutionellen Arrangements auf Konstellationen politischer Machtverteilung
               und ökonomische Agenden abzutasten.
            

            Der Reiz, den Verfassungen auf Regime aller Art ausüben, gründet zum einen in ihrer
               Vielseitigkeit, zum anderen in der Verfassungskraft als eigentümlicher Kombination
               von Magie und Täuschung. 35Ihre Vielseitigkeit kommt in den unterschiedlichen Verwendungsweisen zur Geltung.
               Als Normtexte sind Verfassungen ein Signum der Moderne, ungeachtet der vor der Schwellenzeit
               vom Ende des 18. bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts bereits bekannten Verfassungen
               und Fundamentalgesetze. Mit der Virginia Bill of Rights und der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung von 1776, später der französischen
               Menschen- und Bürgerrechtserklärung von 1789, dann den Verfassungen Haitis von 1801
               und 1805 geschieht etwas, das die Dynamik von Magie und Täuschung antreibt. An ebenjenem
               Ort der Macht, an dem zuvor die Herrschaft (Staat) in Gestalt des Monarchen persönlich
               und leibhaftig den Untertanen gegenübertrat, manifestiert sich im Verfassungsdokument
               nunmehr die Abstraktion der modernen Staatsidee als reine Schrift.
            

            Damit geht ein Wandel der politischen Ikonographie einher. In der ersten französischen
               Verfassung der konstitutionellen Monarchie von 1791 wird der zweite Körper des Königs
               nur noch höchst artifiziell im Dokument abgebildet. Die Vertextung von Herrschaft
               wird deutlicher dargestellt im Porträt von König Louis XVIII., wie in der Abbildung 1 zu sehen: Die Charte ist dem »Kopf des Staates« eingeschrieben. Die Charte von 1814, revidiert 1820, beansprucht nunmehr Geltung als verbindliches Skript einer
               politischen Ordnung. Dem ehemals absolutistischen Eigensinn werden die Grenzen eines
               gewaltenteiligen Systems aufgeprägt.
            

            [image: img_29886_01_014_Frankenberg_Druckversion_14_0_1_vt_u179a4d]36Abb. 1: Vertextung von Herrschaft – Le Roi et la Charte (1820).[42] 

            

            Durch das Verfassungsgesetz gelingt, gleichsam magisch, einerseits die Vertextung
               von Herrschaft durch geschriebene und gedruckte Dokumente.[43]  Andererseits wird das Kollektiv (Bevölkerung, Masse) subjektiviert und zum Träger
               der Selbstbestimmung erhoben – in den USA als »People«, in Frankreich als »Nation«, später in Deutschland und anderswo als
               »Volk«, »Pueblo« etc. Zugleich wird die Herrschaftsmacht im Staat entpersönlicht,
               kommt im Text zur Geltung. Eine Besonderheit leistet sich England mit der Zähmung
               sowohl der Monarchie als auch des Volkes im Medium der Repräsentation nach Maßgabe
               der Kompromissformel »King-in-Parliament«, heute eben »Queen-in-Parliament« – körperlich
               abwesend, aber symbolisch immer anwesend.
            

            37Verfassungen geben den modernen Typen der »Gesellschaft der Individuen«[44]  oder auch der Gesellschaft der Organisationen eine politisch-rechtliche Form. Diese
               bringt sich als Einheit – Staat, Nation, Volk, Bund, Republik oder Union – zur Sprache.
               Das ist nicht nur eine Inszenierung, sondern eine mehr als konzeptuelle Transformationsleistung.
               Nach herkömmlicher Lesart legen Verfassungen die Prinzipien, das institutionelle Arrangement
               und die Entscheidungsverfahren fest, mit denen Gesellschaften die Aufgabe der Selbstregierung
               bewältigen und ihren sozialen Zusammenhalt bewahren wollen. Ein solches Projekt[45]  ist wegen der transformativen Kraft mithin auch für autoritäre Regime von Interesse.
               Gerade weil diese, wie im Folgenden gezeigt wird, die Widersprüchlichkeit moderner
               Vergesellschaftung einseitig in Richtung einer völkischen oder jedenfalls homogenen
               Gemeinschaft auflösen und durch andere Mechanismen der Exklusion der Fremden oder
               sonst wie Störenden verdecken wollen, bedienen sie sich rechtlich eines Relais der
               Universalisierung, das sie in der Verfassung vorfinden.
            

            Verfassungen verraten sowohl die Hoffnungen als auch die Ängste ihrer Autor*innen
               (und anvisierten Adressat*innen) bezüglich der beiden zentralen Probleme: Begründung
               legitimer Autorität und Stiftung gesellschaftlicher Integration.[46]  Autokratien sind an beidem besonders interessiert. Das Grundlegende von Verfassungen,
               ihrer Aufgaben wie auch ihres Inhalts, betonen Bezeichnungen wie »supreme law« oder
               »higher law« und bekräftigen ihren Vorrang vor allen anderen Rechtssätzen einer nationalen
               Rechtsordnung. Gleichsam als Normenadel stehen sie – der »erste Stand« – als natürliche,
               nationale Autoritäten an der Spitze der Normenpyramide,[47]  38nachdem sie in besonderen Verfahren zustande gekommen sind, wie etwa durch ein Referendum
               oder eine qualifizierte parlamentarische Entscheidung. Einmal dort platziert, können
               sie wiederum nur in einem besonderen Verfahren, regelmäßig mit qualifizierter Mehrheit,
               geändert werden, soweit sie oder ihre Teile nicht der Revision durch den verfassungsändernden
               Gesetzgeber gänzlich entzogen sind. Bis 1808 schützte Art. V der US-Verfassung die Sklavenhalter und -händler vor jeglichem Gesetz, das den Import von
               Sklaven reduzierte. Art. IV der türkischen Verfassung entzieht die republikanische Staatsform jeder Initiative,
               sie ändern zu wollen. In gleichem Sinne ist die Doppelrolle des Königs von Marokko
               als weltlicher und geistlicher Herrscher verfassungsrechtlich sakrosankt. Die »Ewigkeitsklausel«
               des Art. 79 III Grundgesetz (GG) entzieht Art. 1 (Garantie der Menschenwürde) und Art. 20 (Prinzipien der Staatsorganisation)
               der Änderung.
            

            Bezeichnete »Konstitution« früher eine in aller Regel gottgewollte politische und
               soziale Ordnung, einschließlich der diesen zugrunde liegenden ethischen Prinzipien,
               wird der Verfassungsbegriff in der Moderne juristisch auf die rechtliche Grundordnung
               eines politischen Gemeinwesens umgestellt und enggeführt. Montesquieus De l’esprit des loix (1748) lässt noch eine beachtliche Bedeutungsvielfalt des Verfassungsbegriffs mit
               den Elementen Staatsform, öffentliches Wohl, Zustand, Grundgesetz und Bindungswirkung
               erkennen. Die Verschriftlichung und der Druck von Verfassungen im Zeitalter der Kodifikationen
               führen schließlich in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts zu einer spezifischen
               Verrechtlichung staatlicher Herrschaft und mit dieser zur Konzentration des Verfassungsbegriffs
               auf seine juristischen Konnotationen: Organisation und Bindung staatlicher Gewalt,
               Gewaltenteilung und Garantie von fundamentalen Rechten der Bürger*innen in einem grundlegenden
               Regelwerk, das bestimmt, wie, innerhalb welcher Grenzen und zu welchen Zwecken öffentliche
               Autorität auszuüben ist. Kurz: »Declaration of Rights and Frame of Government«, wie
               es in der Verfassung des Staates Pennsylvania von 1776 heißt. Noch prägnanter John
               Locke: »limited and lawful government«.[48] 

            In rascher Folge signalisieren die Dokumente der »demokra39tischen Revolutionen«, der konstitutionellen »Schwellenzeit«, bis heute vorbildhaft
               und späteren Kodifikationen Maß gebend, die Befreiung von tyrannischer Herrschaft:
               allen voran die Unabhängigkeitserklärung der neuenglischen Kolonien von 1776 oder
               die demokratische Neugründung durch die nordamerikanische Bundesverfassung von 1787/1789[49]  und die französische Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte von 1789 nebst den
               ihnen nachfolgenden Revolutionsverfassungen von 1791 und 1793. Wiederum nicht zu vergessen
               die Verfassungen von Haiti 1801 und 1805, die das Ende von Sklaverei und Fremdherrschaft
               auf der Insel besiegeln sollten.
            

            In den folgenden zwei Jahrhunderten steigt die Verfassung zum weltweit kopierten und
               vielfach variierten Muster auf, nach dem Gesellschaften ihre politische Ordnung als
               republikanisch, demokratisch, rechtsstaatlich, sozial etc. ausweisen sowie auf die
               Anerkennung von Grund- und Menschenrechten gründen, um Zutritt zu erhalten zum Kreis
               der in den Vereinten Nationen organisierten »zivilisierten Staaten«. Auch diese Qualität
               von Verfassungen machen sich Autokratien zunutze. Dabei konzentrieren sich die Verfassungen
               der meisten von ihnen auf das goldene Dreieck des autoritären Konstitutionalismus:
               den Typus des politischen Manifests, den Fokus auf Werte und die Herstellung einer
               imaginären Gemeinschaft.
            

         

         
            
               3. Archetypische Muster und autoritäre Verfassungen
               

            

            Die Vielfalt des Konstitutionalismus lässt sich mit vier häufig nachgeahmten Archetypen
               (und zahlreichen Hybriden) zumindest in ihrer Grundstruktur erfassen. Die dominanten
               Muster – Verfassung als Vertrag, Manifest, Programm und Gesetz – sind freilich für den Autoritarismus nicht von gleichem Belang. Im Unterschied
               zum virtuellen Gesellschaftsvertrag kommt der kontraktualistische Archetyp als Realvertrag zur Geltung in Bündnissen von Fürsten (etwa die Deutsche
               Reichsverfassung von 1871), von Einzelstaaten als Gliedern eines Bundesstaates (etwa
               die Verfassung der Föderation 40von Malaysia) oder souveränen Staaten als Mitgliedern eines Staatenbundes (Commonwealth).
               Der konstitutionelle Vertrag strukturiert den pouvoir constituant intern als Rechtsbeziehung zwischen diskreten Vertragsparteien, zum Beispiel:
            

            
               Seine Majestät der König von Preußen im Namen des Norddeutschen Bundes, Seine Majestät
                  der König von Bayern, Seine Majestät der König von Württemberg, Seine Königliche Hoheit
                  der Großherzog von Baden und Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Hessen und
                  bei Rhein für die südlich vom Main gelegenen Theile des Großherzogthums Hessen, schließen einen ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebietes und des innerhalb desselben gültigen Rechtes, sowie
                  zur Pflege der Wohlfahrt des Deutschen Volkes […]. (Verfassung des Deutschen Reiches
                  von 1871)
               

            

            Oder kurz: »Wir, die Unterzeichner« (»We, the Undersigned«). Den Inhalt von Verfassungsverträgen
               prägen die institutionellen und kompetenziellen Modalitäten des meist föderalen government. Grundrechtsfragen treten hinter die Regeln der Machtverteilung und -sicherung zurück.
               Ein wichtiges, aktuelles Beispiel einer Verfassung als (Real-)Vertrag ist das Vertragsnetzwerk
               der Europäischen Union; sie fand als »Staatenverbund« Eingang in die Rechtsprechung
               des Bundesverfassungsgerichts und die Dogmatik der Staatslehre.[50] 

            Die Verfassung als Manifest ist demgegenüber keine Konstitution im strengen Sinne, jedenfalls keine in sich geschlossene.
               Nach dem Verständnis seiner Autor*innen konstitutiert das Manifest nichts Neues, sondern erklärt nur, was als Einsicht geteilt wird oder als Konsens bereits zur Verfügung steht.
               Als Abschluss revolutionärer Kämpfe oder politischer Befreiungsbewegungen bringt das
               Manifest feierlich, apodiktisch und prägnant die politisch-rechtlichen Einsichten
               und Absichten der Akteure zur Sprache. Seine Form suggeriert Evidenz, sein Inhalt
               Wahrheit. So beginnt die Virginia Bill of Rights in ihrem 1. Artikel mit der Feststellung:
            

            
               Alle Menschen [nach damaligem Sprachgebrauch: men – G. F.] sind von Natur aus in gleicher Weise frei und unabhängig und besitzen bestimmte
                  angeborene Rechte, welche sie ihrer Nachkommenschaft durch keinen Ver41trag rauben oder entziehen können, wenn sie eine staatliche Verbindung eingehen, und
                  zwar den Genuss des Lebens und der Freiheit, die Mittel zum Erwerb und Besitz von
                  Eigentum und das Erstreben und Erlangen von Glück und Sicherheit.
               

            

            Vorbildlich als normativer Sprechakt im Stil eines Manifests proklamiert die französische
               Déclaration des Droits de l’Homme et du Citoyen von 1789, was die Vertreter des französischen Volkes »beschlossen […] haben, in einer
               feierlichen Erklärung darzulegen«. Typisch für das Manifest ist, dass (überwiegend
               selbsternannte) Repräsentant*innen im Bewusstsein ihres vermeintlich überlegenen kognitiven,
               genauer: machtgesicherten Zugriffs auf die historische Wahrheit und das normativ Gebotene
               – eben: das zu Deklarierende – zu dessen Proklamation schreiten. Im Vergleich zu anderen
               Verfassungen bleiben Manifeste rudimentär, sprechen gemeinsame Ziele, Werte, Rechte
               und Grundsätze an, die als fundamental ausgezeichnet werden, und halten sich mit konkreten
               Aussagen zur Organisation eines politischen Gemeinwesens zurück.
            

            Im Gegensatz zum ausgehandelten Vertrag potentiell gleichrangiger Partner kommen die
               Einseitigkeit des Manifest-Sprechakts, dessen top-down-Erklärung, die gebieterische Geste und die in die Struktur der Erklärung eingelassene
               Bevormundung eher den Verfassungseliten autoritärer Regime entgegen. Der klassische
               Sprechakt –
            

            
               Indem wir, derohalben, die Repräsentanten der Vereinigten Staaten von America, im
                  General-Congreß versammlet, uns wegen der Redlichkeit unserer Gesinnungen auf den
                  allerhöchsten Richter der Welt berufen, so Verkündigen wir hiemit feyerlich, und Erklären,
                  im Namen und aus Macht der guten Leute dieser Colonien, Daß diese Vereinigten Colonien Freye und Unabhängige Staaten sind, und von Rechtswegen seyn sollen […].[51] 

            

            – findet sich aktualisiert, modifiziert in zahlreichen Verfassungen von Autokratien.
               Die Volksrepublik China konstituiert sich als »de42mokratische Diktatur des Volkes, angeführt durch die arbeitende Klasse und basierend
               auf der Allianz von Arbeitern und Bauern« (Art. 2 Verfassung von 1982). Mit gleichem
               illiberalen Überschwang beschwört die ungarische Verfassungselite, wie oben erwähnt,
               den entrückten König Stephan I. als Kronzeugen für ihre abenteuerliche Vorstellung einer ungarischen Nation, die
               auf der Allianz der Ungarn »der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft« gründet (Präambel
               von 2016). Die geistliche Führung des Iran weiß die Gemeinschaft im islamischen Gottesstaat
               aufgehoben (Präambel der Verfassung von 1989). Nordkoreas Verfassungseliten berufen
               sich auf den »genialen« Theoretiker und Führer Kim Il-sung, dessen Ideologie und Gedankengut
               sie dem Volk als Verfassung weiterreichen (Präambel Verfassung Nordkoreas 1972/2016).
               Alle sprechen im Namen der jeweiligen »guten Leute«, berufen sich auf die Redlichkeit
               ihrer Gesinnungen und auf transzendente Autoritäten.
            

            In der Nähe des politischen Manifests liegt der dritte Archetyp: die Verfassung als
               Abbild und Vorgabe eines normativen Programms (oder Plans) gesellschaftlicher Entwicklung. Der real existierende Sozialismus verband
               diesen Archetyp zu einer Art konstitutionellem Fünf-Jahres-Plan. Angeleitet vom historischen
               Materialismus,[52]  übersetzen sozialistische Führungskader die »Gesetze des wissenschaftlichen Sozialismus«
               in konstitutionelle Entwürfe mit durchweg begrenzter Lebensdauer.[53]  Nach Maßgabe der ideologischen Vorgaben und des jeweils deklarierten bzw. erreichten
               sozio-ökonomischen Entwicklungsstandes waren die Plan-/Programm-Verfassungen wegen
               ihrer Akzessorietät zum Ablauf der Geschichte als eine durch ökonomische Prozesse
               gesetzmäßig bestimmte Entwicklung der menschlichen Gesellschaft periodisch total zu
               revidieren und die Gesellschaften jeweils neu als »Volksdemokratien«, »sozialistische«
               oder »kommunistische« Demokratien konstitutionell auszuweisen.
            

            Als semantische Konzession an den liberalen Konstitutionalismus enthalten auch Programm-Verfassungen
               ein politisch-organisatorisches Design und einen Katalog von Rechten. Angesichts der
               grundlegenden ideologischen Annahme, dass der Staat bzw. die 43Führungskader stets in Einklang mit den wahren Interessen des Volkes handeln und dass
               der Gebrauch der Rechte nicht den »objektiven Erfordernissen« des sozialistischen
               Fortschritts widerstreiten darf, fehlt den »Grundrechten« allerdings die ihnen im
               Paradigma des Liberalismus zugeschriebene machtbegrenzende und freiheitssichernde
               Funktion. Insofern ist es ebenso aufschlussreich wie konsequent, dass Freiheitsverbürgungen
               in sozialistischen Verfassungen eng an soziale Verpflichtungen oder Staatsaufträge
               gekoppelt sind – ein Bündnis, das dem liberalen Paradigma zwangsläufig fremd ist und
               es sprengen würde.
            

            Darstellungen des sowjetischen oder sozialistischen Konstitutionalismus verfehlen
               folglich dessen Spezifik, wenn der liberal-demokratische Verfassungstyp ohne Umschweife
               als Maßstab gesetzt und beispielsweise die Verfassungslage in China, Kuba oder Vietnam
               daran gemessen und zwangsläufig als defizitär bewertet wird. Gewiss ist zutreffend, dass
               die jüngere Verfassungsentwicklung vom Archetyp des (liberalen) Verfassungsgesetzes beherrscht wird, das sich aufgrund seiner Form und Struktur zwanglos in die jeweilige
               Rechtsordnung einfügt und sie überformt. Auch ist nicht zu bestreiten, dass die codierte
               Verfassung den anderen archetypischen Mustern jedenfalls insofern überlegen ist, als
               sie deren Elemente aufnehmen und in Gesetzesform transferieren kann.[54]  Hinzu kommt, dass dieser Typus sich, abgesehen von einigen supranationalen Kontrakt-Verfassungen,
               weltweit – auch in autoritären Regimen – durchgesetzt hat.[55]  Gleichwohl ist der besonderen Logik unterschiedlicher Spielarten des Konstitutionalismus
               im Folgenden Rechnung zu tragen.
            

         

         
            
               444. Struktur autoritärer Verfassungen
               

            

            Verfassungen, auch die Verfassungen von Autokratien, folgen in ihrer Struktur einem
               ähnlichen Konstruktionsplan, soweit es sich um vollständige Verfassungen und nicht
               nur um Fragmente, wie Resolutionen oder auf einen bestimmten Zweck zugeschnittene
               Deklarationen, handelt. Vollständig heißt, dass Konstitutionen darauf angelegt sind,
               Grundsätze und Grundregeln für die Lösung der wesentlichen Probleme des Zusammenlebens
               in der Gesellschaft und in einer nationalstaatlich (oder auch supranational) organisierten
               Umwelt vorzugeben.
            

            Erstens: Hinsichtlich Fragen der Gerechtigkeit lassen sich Grundrechtskataloge, flankiert
               von rechtsstaatlichen Prinzipien und Prozeduren, weltweit in ein überschaubares Spektrum
               von Antworten eintragen. Verfassungen verbürgen mit der gesicherten gleichen Freiheit
               aller Freiräume individueller und kollektiver Selbstbestimmung, sie institutionalisieren
               und begrenzen die legitime Macht aller staatlichen bzw. öffentlichen Gewalten. Diese
               Funktion fällt in den Verfassungen autoritärer Regime aus, es sei denn, demokratische
               Maskerade wäre geboten. Je nach System wird versucht, sie durch Pflichten zu verdrängen
               und/oder durch transformative Garantien, Akklamationsrituale und die Propagierung
               von imaginärer Gemeinschaftlichkeit zu kompensieren. Diese Kompensationsmechanismen
               stehen später bei der Erörterung der Wesensmerkmale des autoritären Konstitutionalismus
               im Zentrum.
            

            Zweitens: Hinsichtlich der Frage des Gemeinwohls bekräftigen Verfassungen Werte, die übersetzt
               werden in Staatsziele und Verfassungsaufträge, wie etwa »Ordnung und Fortschritt«
               (Brasilien), »Unabhängigkeit und Freiheit der Nation« (Vietnam), »Widerstand gegen
               Rassismus« (Zimbabwe), »Verantwortung gegenüber zukünftigen Generationen« und »soziale
               Gerechtigkeit« (Usbekistan), »Gleichheit nach Maßgabe der Schari’a« (Saudi Arabien),
               das »Wohl und Gedeihen Russlands« usw., oder in staatliche Schutzpflichten, wie den
               Schutz von Leben und Gesundheit oder von Familie und Kindererziehung. Oder aber die
               Werte kommen zur Geltung in Bürgerpflichten, die über die allgemeine Gehorsamspflicht
               und die Respektierung der Rechte anderer hinausgehen, etwa wie Wehrpflicht, Arbeitspflicht
               oder sonstigen Dienstpflichten. In aller Regel lassen es insbesondere die Verfassungen
               von Autokratien 45an der konstitutionellen Verbürgung von Werten (und aus diesen abgeleiteten Aufträgen
               des Staates) nicht fehlen, da diese aufgrund der hoheitlichen Durchsetzung von Haus
               aus eine autoritäre Innentendenz haben.
            

            Drittens: Den größten Raum in Verfassungen nehmen durchweg (staats-)organisatorische Regelungen
               ein, die auch dem gesteigerten Ordnungsbedarf von Autokratien entgegenkommen. Sie
               beantworten die von der historischen Erfahrung informierten Fragen politischer Klugheit,
               Strategie und Praxis mit der Konstruktion von Institutionen und Verfahren der politischen
               Entscheidungsbildung, der Zuweisung und Verteilung von Kompetenzen auf die staatlichen
               Organe, mit deren wechselseitiger Kontrolle sowie der Bestellung politischer Entscheider
               durch Wahl, Abstimmung oder Ernennung. Die konstitutionelle Organisation eines autoritären
               Systems richtet sich nach dessen Typ (insbesondere personalistische, Militär-, Ein-Parteien-Regime
               – dazu gleich mehr) und nicht zuletzt danach, ob es sich in einer vorgegebenen demokratischen
               Umwelt einrichten und maskieren muss.
            

            Viertens: Das vierte konstitutionelle Bauelement betrifft Fragen der Geltung, Änderung und
               des Schutzes einer Verfassung. Seine Kollisions- und Meta-Regeln prägen die Selbstreflexivität
               und Modernität von Verfassungen im engeren Sinne. Sie stellen sicher, dass diese ihre
               Legitimität aus sich heraus schöpfen, indem sie regelmäßig das Volk als Souverän auszeichnen
               und jede Änderung an einen Beschluss dieses Souveräns oder seiner Repräsentanten rückbinden.
               Das gilt, mutatis mutandis, auch für die selten direkt demokatisch mandatierten Verfassungsgerichte. Wie bereits
               erörtert, schöpfen Verfassungen des politischen Autoritarismus freimütig transzendente
               Legitimitätsquellen ab, wie autoritative Ideologie, Tradition oder die Notwendigkeit
               als Rechtfertigung von Ausnahmerecht.
            

            Die Leistung der Typisierung von Verfassungsmustern und Konstruktionselementen – im
               Zusammenhang mit deren je spezifischer Kombination – sollte jedoch nicht überschätzt
               werden. Immerhin kann sie den Blick freigeben auf mögliche Absichten, Interessen und Erwartungen von Verfassungseliten. Verfassungen können auch Hoffnungen und Befürchtungen der Bevölkerung in Anbetracht historischer Herausforderungen,
               Krisen und Aufgaben abbilden. In Hinsicht auf Autorität und Integration lassen sich
               überdies zwei Felder abgrenzen: In autoritätsorientierten Verfassungen dominieren 46Regelungen der Institutionalisierung und Kontrolle von politischen Machtzentren, welche
               die für ihre Kompetenzbereiche allgemein verbindlichen Entscheidungen treffen. Vorbild
               einer solchen Organisationscharta ist die amerikanische Bundesverfassung von 1787,
               der erst 1791 die »Bill of Rights« der zehn Amendments angefügt wurde. Diese eigentümliche Konstruktion war den Debatten und Interessengegensätzen
               von Federalists und Anti-Federalists geschuldet, vor allem den weit verbreiteten Ängsten vor neuer Tyrannei durch eine
               übermächtige Union.[56] 

            Autokratien sind ebenfalls mit Fragen der Organisation beschäftigt, verzichten allerdings
               selten auf eine ihnen genehme Rekonstruktion der Vorgeschichte in Präambeln und legen
               dort dem nicht gefragten Volk die passenden Legitimationsformeln, Werte und Geschichtsdeutungen
               in den Mund. Exemplarisch für die Volkspädagogik des autoritären Konstitutionalismus
               lässt sich die Verfassung der Islamischen Republik Iran von 1979 zitieren:
            

            
               Das islamische Volk kam nach der Erfahrung mit konstitutionellen Bewegungen gegen
                  Willkürherrschaft und mit der antikolonialistischen Bewegung, die eine Nationalisierung
                  der Erdölindustrie angestrebt hat, zu der wertvollen Einsicht, dass der maßgebende
                  und deutlich sichtbare Grund für das Scheitern dieser Bewegungen im Fehlen einer den
                  Kampf tragenden Weltanschauung bestand.[…]
               

               Nunmehr erkannte das erwachte Gewissen des Volkes unter der Führung der höchsten islamischen
                  Autorität Imam Khomeini die Notwendigkeit, einer den Grundsätzen der islamischen Lehre
                  verpflichteten Bewegung zu folgen; und diesmal erhielten die kämpfende Geistlichkeit
                  des Landes, die stets in vorderster Linie der Volksbewegungen gestanden hatte, wie
                  auch die ihrer Verantwortung folgenden Schriftsteller und Intellektuellen, unter der
                  geistlichen Führung eine neue Antriebskraft. […]
               

               Unser Volk befreite sich bei seinem revolutionären Entwicklungsprozess vom Laster
                  der Verführung und Abtrünnigkeit, reinigte sich von wesensfremdem Gedankengut und
                  kehrte zur islamischen Weltanschauung und ihren geistigen Positionen zurück. Und nun
                  hat sich das Volk zum Ziel gesetzt, durch islamische Prinzipien ein vorbildliches
                  Gesellschaftswesen aufzubauen.[57] 

            

            47Verfassungen des politischen Autoritarismus schlagen in den Präambeln und Wertklauseln
               eine Brücke zu integrationsorientierten, demokratischen Verfassungen. In diesen übernehmen Gemeinwohlwerte eine tragende,
               einheitsbildende Funktion. Eine nach Umfang und Expliziertheit augenfällige Betonung
               von integrativen Werten verweist nicht selten auf Einigungskämpfe, die der Verfassunggebung
               vorausliegen, auf die Brisanz ethnischer oder kultureller Heterogenität oder eben
               das ideologische world-making in integrativer Absicht. Nicht zufällig, sondern absichtsvoll adressiert an die (nach
               wie vor virulenten) autoritären Kräfte, begann die Weimarer Verfassung von 1919 mit
               dem (voreiligen) Stoßseufzer, dass Deutschland nunmehr »einig in seinen Stämmen« sei,
               und entfaltete zusätzlich ein im Hinblick auf die Wirtschafts- und Sozialordnung beachtliches,
               wenngleich in den Folgejahren kaum beachtetes Integrationsprogramm.
            

            Legen Verfassungen den Akzent auf Grundrechtskataloge, können sie damit eine doppelte
               Stoßrichtung verfolgen, die in vielen Fällen der Erfahrung von Willkürherrschaft geschuldet
               ist. Zum einen sollen verfassungsmäßig verbürgte, fundamentale (Menschen-)Rechte im
               Verbund mit rechtsstaatlichen Grundsätzen – im angloamerikanischen Verfassungsraum:
               mit »rule of law« – einer Wiederkehr gesetzwidriger politischer Machtausübung vorbeugen
               und Herrschaft zur Freiheitssphäre der Bürger*innen auf Distanz halten. Zum anderen
               enthalten auch sie Integrationsangebote, indem sie gleiche Freiheit vom Staat und gleiche Mitwirkung im Staat verheißen. Wie die meisten anglo-europäischen Verfassungen lässt sich auch
               das Grundgesetz von 1949 als ein solcher janusköpfiger Verfassungstyp kennzeichnen.
               Wesentliche Teile der Grundgesetzkonstruktion sind als »Lehren aus Weimar« erkennbar
               der politischen Gefahrenabwehr und institutionellen Stabilität geschuldet, insbesondere
               die »streitbare Demokratie«, die jeder Änderung entzogenen Fundamente (die erwähnte
               »Ewigkeitsklausel«), die Kanzlerdemokratie und eben die Betonung der Grundrechte.
               Zugleich ist das Grundgesetz integrativ angelegt: mit der Verbürgung öffentlicher
               Kommunikation, mit seinen Diskriminierungsverboten und den institutionellen Garantien
               von Ehe und Familie, Eigentum, Presse und Rundfunk, auch mit der Einbeziehung der
               Parteien in den Verfassungskreis. Insofern unterscheidet es sich in seiner Struktur
               und Funktion nicht wesentlich von anderen liberal-demokratischen Verfassungen.
            

            48Die Verfassungen autoritärer Regime sollten, wie gesagt, nicht als Verbriefungen der
               Grundrechtsgeltung gelesen werden. Mit einer Reihe von Mechanismen entschärfen sie
               die normative Kraft grundrechtlicher Verbürgungen. Sozialistische Verfassungen übergehen
               regelmäßig den Interessengegensatz zwischen Bürgerschaft und Staat, andere Verfassungen
               des Autoritarismus erdrücken Rechtsgarantien mit dem Gewicht von Gemeinschaftswerten
               oder der öffentlichen Sicherheit. Autokratien privilegieren grundsätzlich die Imperative
               von Ordnung und Sicherheit und die Belange der Gemeinschaft gegenüber dem Geltungsbefehl
               von Grundrechten.[58]  Das zeigt: Politischer Autoritarismus bedient sich der Verfassungen, um seine Autorität
               zu inszenieren und seine Legitimität zu bekräftigen. In den Raum der Inauguration
               des Staatsoberhauptes wird die Verfassung feierlich wie eine heilige Schrift hineingetragen
               und dort dem Staatschef gleichsam »angetragen« (siehe unten Abbildung 2). Auch in
               Autokratien wird das Führungspersonal regelmäßig öffentlich auf die Verfassung vereidigt.
               Ungeachtet eines opportunistischen Verhältnisses zum Konstitutionalismus, machen sich
               autoritäre Regime für ihre Selbstdarstellung die symbolische Kraft von Verfassungen
               zunutze. Darauf ist am Ende des Buches zurückzukommen.
            

         

         
            
               5. Autoritärer Konstitutionalismus zwischen Magie und Täuschung
               

            

            Seit über zweihundert Jahren oszillieren Verfassungsprojekte zwischen der Zuschreibung
               besonderer Kräfte, die ich Zauberkräfte oder Magie nenne, und der Vorspiegelung falscher
               Tatsachen, wie etwa der ungenauen Abbildung von Macht. Ebenso lange haben sich Regime
               aller Art, insbesondere auch autoritäre Regierungen, das konstitutionelle Verzaubern
               und Vorspiegeln zunutze gemacht.
            

            Der Zauber, der Verfassungen innewohnen soll, zeigt sich in unterschiedlicher Gestalt
               und Abstraktheit. Zum einen bewirkt er, wie oben erwähnt, die Transformation von Individuen
               in Träger von Rechten und, durch Vertrag oder Gesetz, von Bevölkerungen eines Territoriums
               in Mitglieder imaginierter Gemeinschaften 49(»Volk«) oder die »Vertextung« von Herrschaft. Die Nation ist eine imaginierte Gemeinschaft,
               die man sich vorstellt als sowohl souverän wie auch inhärent begrenzt. Nach Benedict
               Anderson ist sie imaginiert, weil die Mitglieder selbst der kleinsten Nation in aller
               Regel die meisten anderen Mitglieder weder kennen noch treffen noch auch nur von ihnen
               je hören, gleichwohl in der Vorstellung aller das Bild ihrer Verbundenheit existiert
               und wachgehalten wird. Gemeinschaften unterscheiden sich also nicht nach ihrer Echtheit
               oder Falschheit, sondern durch den Stil und die Modalität, in dem sie vorgestellt
               werden.[59]  Der Stil jener Imagination war und ist geprägt durch konstitutionelles Vokabular:
               Deklarationen von Rechten, Unabhängigkeitserklärungen oder komplette Verfassungen.
               Wie mit Hilfe eines Taschenspielertricks stellen diese Texte kraft der konstitutionellen,
               liberalen Rhetorik, getragen von Ritualen und Verfahren, persönliche Herrschaft auf
               die moderne Idee des Regierens um – das »government of laws and not of men«, die Herrschaft
               des Gesetzes.[60]  Der Verfassungszauber soll Macht zum Verschwinden bringen, Herrschaft entpersonalisieren
               und die persönliche Treuepflicht der Beherrschten gegenüber den Herrschern in abstrakten,
               aufs äußere Verhalten abstellenden Rechtsgehorsam transformieren. Als führte Hollywood
               Regie.
            

            Konstitutionelle Sprechakte – Rechtskataloge, die Formulierung von allgemeinen Werten,
               die Berufung auf das Volk oder die Tradition, die Verfassung von Politik oder die
               Beschwörung von Gemeinschaft etc. – sind performative Akte: sie kommunizieren Ideen
               (Volkssouveränität oder demokratische Diktatur, gleiche Freiheit, Befreiung von Sklaverei),
               öffnen neue Horizonte der Bedeutung (konstitutionelle Monarchie, »demokratische Diktatur«
               oder König Stephan I. als wiederentdeckter Vater der ungarischen Nation) und leiten Ereignisse (wie Abstimmungen,
               Wahlen oder Erklärungen des Ausnahmezustandes etc.) an. Es ist also nicht unangemessen
               zu sagen: nicht das Volk erklärt oder konstituiert sich, sondern es wird von der Verfassung,
               empirisch: von den Verfassungseliten, im Moment der Erklärung konstituiert.[61] 

            [image: img_29886_01_014_Frankenberg_Druckversion_14_0_1_vt_u179acf]50Abb. 2: Beitrag zum Verfassungszauber – Kirgisische Soldaten tragen die Verfassung
                  zur Inauguration des Präsidenten Dscheenbekow am 24. 11. 2017.[62] 

            

            Konstitutionelle Magie wirkt und wirkt sich aus, je nachdem wie Normen, Ideologie,
               Mythen und generell die symbolische Dimension von Verfassungen ins Spiel gebracht
               werden. In der Folge, so scheint es, nehmen bills of rights, gerichtliche Entscheidungen, Doktrinen, Konventionen, sogar ungeschriebene Verfassungen,
               Formeln wie »King/Queen-in-Parliament«, Konzepte wie Verfassungsstaat oder konstitutionelle
               Demokratie auf je unterschiedliche Weise an der Aura des Magischen teil.
            

            Diese Aura könnte freilich nur die Vorderseite von Täuschung oder Irreführung sein.
               Geläufige Beispiele wären das bereits erwähnte Mantra des US-amerikanischen Konstitutionalismus, die Verfassung sei farbenblind, oder das Gegen-Mantra
               des oben zitierten Art. 14 der Verfassung Haitis (1805). Oder auch der Versuch des
               syrischen Despoten, seinem blutigen Krieg gegen das eigene Volk ein Verfassungsmoment
               abzupressen. Mit Anleihen bei den autoritativen Schriften inthronisieren und legitimieren
               sich die sowjetischen Kader kraft ihres überlegenen Wissens als Vollstrecker historischer
               Bewegungsgesetze und politischer Entwicklungsprogramme – nach Maßgabe der sozialistischen
               Gesetzlichkeit. Die 51begüterten Eliten der Gründungsstaaten der USA übersetzten ihre partikulären ökonomischen Interessen und Forderungen elegant, aber
               autoritär gegenüber dem nicht präsenten Volk, by proxy, in die Rhetorik universeller Garantien.
            

            Weniger bekannte, weitere Hinweise auf den Glauben an den Verfassungszauber – und
               die sich unter der (semantischen) Oberfläche oder im Hintergrund verbergende Täuschung:
               Noch unter japanischer Besetzung rief die Verfassung der Philippinen von 1943 den
               Beistand der göttlichen Vorsehung an und proklamierte, vielleicht dadurch gestärkt,
               ihre Unabhängigkeit.[63]  Im konstitutionellen Überschwang schrieb ein chinesischer Beobachter des Japanisch-Russischen
               Krieges den Sieg des kaiserlichen Militärregimes von Japan letztlich dessen Verfassung
               zu. Die Macht einer Verfassung, meinte ein Historiker, »kommt der Macht von einer
               Million Soldaten gleich«.[64]  Nun ja.
            

            Diese Beispiele zeigen an, dass das Studium der Verfassungen – aller Verfassungen
               – gut daran tut, sich mit Realismus und Geduld auszustatten und diese mit einem kritischen
               Ansatz zu verbinden, zumal wenn man dem autoritären Konstitutionalismus auf den Pelz
               rücken will. Denn was als Wortzauberei erscheint, könnte sich alsbald im Dickicht
               von Ideologie, Mythos und Strategie als inhaltsleeres Gerede verlieren. Beim Umgang
               mit den Verfassungsdokumenten von Autokratien und ihrer Verfassungsrhetorik sind Realismus
               und Nüchternheit besonders gefragt, allerdings auch leichter geboten als praktiziert.
               Wie alle Verfassungen sind auch die autoritären überfrachtet mit Ideen, Idealen und
               Ideologie. Sie erzählen Gründungsmythen, denen man nicht recht glauben mag, rekurrieren
               auf Erfahrungen, die nur einen Ausschnitt der Geschichte wiedergeben, enthalten politische
               Visionen und Befürchtungen, bieten ein Interpretationsraster an für die interessiert
               verzeichnete Deutung der Wirklichkeit und errichten am Ende ein Gerüst der 52Legalität, von dem man nicht weiß, wen – außer der Führung – es tragen soll.
            

            Von Verfassungen ist eine exakte Beschreibung der Lebenswelt ebenso wenig zu erwarten
               wie ein Schaubild des tatsächlichen Funktionierens politischer Institutionen. Insofern
               hat der später bisweilen verwendete Begriff »Betriebsanleitung des Staates« eine nicht
               nur polemische, sondern auch ironische Bedeutung. Vor allem die Zentren der Macht
               werden nicht akkurat lokalisiert, und insbesondere über private, eigentumsgestützte
               Macht schweigen sich (auch liberale) Verfassungen gern aus. Verfassungen sollten also
               nicht als »blueprint« gelesen werden, sondern eher als Narrativ oder je nach Unschärferelation
               als Texte mit in die Zukunft weisenden Aspirationen (aspirational texts), die andeuten, was Gesellschaften oder eher ihre an konstitutionellen Fragen interessierten
               Eliten anvisieren, etwa Kubas Entschlossenheit, »niemals zum Kapitalismus zurückzukehren«,
               oder Ruandas Selbstverpflichtung, »das Verbrechen des Genozids zu verhindern und zu
               bestrafen«, Pakistans »unablässiger Kampf gegen Unterdrückung und Tyrannei« oder Weißrusslands
               Verteidigung seiner »Unabhängigkeit und territorialen Integrität«.
            

            Gleichwohl geben Verfassungsdokumente stets zu beachtende Hinweise, wie Gesellschaften
               bzw. ihre Eliten das Geschäft der Selbstregierung bewältigen wollen – oder aber versuchen,
               ihre Interessen und Pläne zu verdecken:
            

            
               [N]iemals wieder durch Handlungen der Regierung von den Schrecken des Krieges heimgesucht
                  werden […]. (Verfassung von Japan, 1947)
               

               In den kommenden Jahren ist die grundlegende Aufgabe der Nation, ihre Kräfte auf die
                  sozialistische Modernisierung zu konzentrieren. Unter der Führung der Kommunistischen
                  Partei Chinas und der Anleitung des Marxismus-Leninismus und des Denkens Mao Zedongs
                  folgt das chinesische Volk aller Nationalitäten dem sozialistischen Weg […]. (Präambel
                  der Verfassung der Volksrepublik China, 1982)
               

            

            Beschworen wird regelmäßig die Gemeinschaft, worauf später zurückzukommen ist (Kap.
               VII.). Dabei verfolgen politische Gemeinwesen, Staaten und Nationen unterschiedliche
               Wege der Transformation der Gesellschaft einzelner Personen und Gruppen in eine Gemeinschaft als »more perfect Union« (Bundesverfassung der USA, 1787) oder »immer engere Union der Völker Europas« (EU Vertrag 1992), schlicht als Nation (für viele: Argentinien 1853) 53oder als ein »freier Staat, souverän und unabhängig von jeglicher anderen Macht« (Haiti
               1805). Autoritäre Regime schließen sich an die übliche Rhetorik (Volk, Nation, Republik)
               an, verschieben jedoch den Akzent von den (rituell bekräftigten) Rechten hin zur angestrebten
               Gemeinschaft. Die chinesische Verfassung beschwört das »chinesische Volk aller Nationalitäten«.
               Ungarns Verfassung feiert einschränkend die »intellektuelle und spirituelle Einheit«
               der Nationalitäten, »die bei uns leben«, und gibt damit die Strategie, Flüchtende
               oder Migrant*innen abzuwehren, im Ansatz zu erkennen. Indonesiens Verfassung bekräftigt
               den »Glauben an den Einen und einzigen Gott, die gerechte und zivilisierte Menschheit,
               die Einheit Indonesiens und das demokratische Leben«.[65]  Die iranische Verfassung (1979/1989) platziert das gottesfürchtige Volk in die grenzüberschreitende,
               religiös fundierte Umma, die Gemeinschaft aller Muslime. Nordkorea überformt die »Volksrepublik« mit dem
               »sozialistischen Vaterland« – oder umgekehrt.
            

            Viele Konstitutionen bescheiden sich mit weniger anspruchsvollen Zielen, wohl aber
               drängenden Problemen, wie etwa Territorium und sozialen Frieden zu verteidigen (Jordanien
               2016). In Kasachstan und Kirgistan stehen politische Eintracht und Stabilität im Vordergrund
               (Verfassungen von 2017 und 2010). Jemen, seit Jahren im Zustand der Rechtlosigkeit
               und Gewalt, widmet zahlreiche Artikel der Verfassung dem darniederliegenden Steuersystem.
               Albanien strebt die Gleichheit der religiösen Gemeinschaften an. Unabhängig davon,
               welche Visionen und Interessen, Befürchtungen und Hoffnungen sich im Text niedergeschlagen
               haben, äußern sich Verfassungsdokumente nahezu ausnahmslos zu Ordnung und Gemeinschaftszielen,
               zu Legitimität und kollektiver Identität.[66] 

            Ursprünglich waren Verfassungen auf Nationalstaaten und die Sozialstruktur bürgerlicher Gesellschaften zugeschnitten, sie stellten sich in den Dienst der Befreiung vom Feudalismus, der Leibeigenschaft und sehr viel später der Sklaverei.
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